
















ORTSGEMEINDE BIRKENHEIDE

BEBAUUNGSPLAN

„NÖRDLICH DES HEIDEWEGES – TEIL 1“

Z U S AM M E N F AS S E N D E E R K L ÄR U N G

gemäß § 10 Abs. 4 BauGB
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1 Anlass und Ziel der Planung

Ziel der Planung ist die Fortführung der Wohnbebauung im Übergangsbereich zum Wald im

Norden von Birkenheide, östlich der L 454 nördlich des Heideweges. Die zukünftigen Grund-

stücke werden sich in der Bebauungstiefe an der bestehenden Bebauung orientieren.

Um die geplante Fortführung der bestehenden Wohnbebauung städtebaulich geordnet zu

ermöglichen und planungsrechtlich zu sichern hat der Rat der Gemeinde Birkenheide in sei-

ner Sitzung am 01.12.2008 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den Beschluss zur Aufstellung des

Bebauungsplanes „Nördlich des Heideweges – Teil I“ gefasst.

Der Satzungsbeschluss wurde gem. § 24 GemO Rheinland-Pfalz am 02.12.2013 durch den

Gemeinderat gefasst. Aufgrund einer die Grundzüge der Planung nicht berührenden Ergän-

zung, wurde am 24.02.3013 ein erneuter Satzungsbeschluss gefasst.

2 Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Ortsgemeinde Birkenheide im Rhein-Pfalz-Kreis beabsichtigt, im Anschluss an die be-

stehende Bebauung entlang der Nordseite des Heidewegs einige Grundstücke für weitere

Einzelhäuser mit Zufahrten, Nebengebäuden und Wohngärten auszuweisen. Das Areal ist

als Waldgebiet ausgewiesen; gleichzeitig ist es Bestandteil des großräumigen FFH-Gebietes

„Dürkheimer Bruch“ bzw. des Vogelschutzgebietes „Haardtrand“.

Auf der Fläche sind Wohnbauflächen geplant. Das Plangebiet wird in Anpassung an die um-

gebende Bebauung als „Allgemeines Wohngebiet“ gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Die GRZ

wird im Wohngebiet mit 0,4 in offener Bauweise festgesetzt. Es sind Einzelhäuser mit maxi-

mal 2 Vollgeschossen und eine maximale Wandhöhe von 4,50 m geplant.

Im Gegensatz zu dem ursprünglichen Entwurf (mit 6 Einfamilienhäusern) wurde aufgrund

der der frühzeitigen Abstimmung mit den Fachbehörden beschlossen, die Bebauungstiefe zu

reduzieren. So dass im Prinzip das Baugebiet um die Hälfte reduziert worden ist. Es sind

nunmehr lediglich fünf Baugrundstücke sowie ein abschließender Garagenhof Gegenstand

der Bebauung. Aufgrund dieser erheblichen Reduzierung des ehemaligen Konzeptes kön-

nen deutliche Verminderungen von Eingriffen in Natur und Wald erfolgen, ein Eingriffstatbe-

stand in Boden, Natur und Landschaft bleibt nach wie vor bestehen.
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Planungsalternativen

In der Gemeinde Birkenheide gibt es nahezu keine Innenentwicklungsmöglichkeiten. Stand-

ortalternativen sind nicht vorhanden. Folglich wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfah-

rens diesbezüglich keine Alternativenprüfung durchgeführt. Hinsichtlich der möglichen Be-

bauungsalternativen wurde die bauliche Dichte im Laufe des Verfahrens um ein Wohnge-

bäude reduziert. Das Gesamtkonzept wurde durch eine bessere Anordnung der Gebäude

aufgelockert. Hinzugefügt wurde ein Garagenhof, der die Parksituation im näheren Umfeld

verbessern soll.

3 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung

3.1 Boden

Bei einer Gesamtgröße des Planungsgebietes von rd. 0,36 ha werden ca. 0,2 ha neu versie-

gelt. Der Eingriff durch Versiegelung von 2.200 m² wird durch die geplanten Maßnahmen

(5 m breiten Grüngürtel und einen Sicherheitsstreifen von 15 m Breite der als Schutzabstand

zum Wald gezielt in Abstimmung mit den forstlichen Fachbehörden umgebaut wird) ausge-

glichen.

3.2 Grundwasser

Bei einer Gesamtgröße des Planungsgebietes von rd. 0,36 ha werden ca. 0,2 ha neu versie-

gelt. Daher ist darauf zu achten die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke so zu

gestalten, dass eine Versickerung des anfallenden unverschmutzten Niederschlagswassers

möglich ist. Durch die Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers können die Beein-

trächtigungen kompensiert werden.

Eine Grundwasserabsenkung und Grundwasserableitung ist wasserwirtschaftlich nicht zu

vertreten. Im Plangebiet ist mit hohen Grundwasserständen zu rechnen. Es wird daher emp-

fohlen, falls eine Unterkellerung geplant ist, diese wasserdicht auszuführen.

3.3 Vegetation / Waldbestand

Zur Kompensation der in Anspruch genommenen Waldflächen von ca. 0,36 ha sind mehrere

Maßnahmen geplant. Die Genehmigung zur Umwandlung von Wald ist in Aussicht gestellt.

Bei der Aufforstung handelt es sich um eine dem Eingriff adäquate Fläche (vgl. Maßnahmen-

fläche M3). Mit Schreiben vom 01.04.2011 stimmt die Untere Forstbehörde dem Vorhaben

unter folgenden Auflagen zu:

 Mit dem Antrag zur Umwandlung ist zeitgleich die Neuaufforstung einer Ausgleichsflä-
che im räumlich-funktionalen Zusammenhang im Flächenverhältnis 1:1 zur Umwand-
lungsfläche zu beantragen.
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 Der im Bebauungsplanentwurf vorgesehene „neue Waldrand“ gehört nicht zur Umwand-
lungsfläche und bleibt somit Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes. Die Ortsgemein-
de Birkenheide hat durch geeignete Maßnahmen sicher zu stellen, dass dieser neu zu
gestaltende Waldrandbereich auch zukünftig und dauerhaft den Anforderungen des § 3
Abs. 1 LBauO (Sicherheitsabstand, Gefährdung durch hohe Bäume) entspricht.

 Es ist sicherzustellen, dass die Grundstücke zum Waldrand hin mit einem Zaun von
mindestens 1,50 Metern Höhe eingezäunt werden. Durchlässe, Türen und Tore sind
unzulässig, da die Erfahrung zeigt, dass solche Pforten die schleichende und stetige In-
anspruchnahme des angrenzenden Waldes durch die Grundstückseigentümer als Ma-
teriallager, Kompostplatz und Freizeitgelände zur Folge haben.

Neben dieser forstrechtlichen Nebenbestimmung stehen bauplanungs- und bauordnungs-

rechtlichen Regelungen, die - über den unmittelbaren Waldverlust hinaus - der möglichen

Gefahrenabwehr durch die angrenzenden Bäume und baulichen Anlagen Rechnung tragen

müssen. Wegen der spezifischen Örtlichkeit und Bestockung wird im vorliegenden Fall ein-

vernehmlich ein Abstand von insgesamt 20 m festgelegt (Besprechung am 05.08.2010). Die

Abstandsfläche verbleibt nach wie vor als Wald, wobei nur ein ca. 5 m breiter Grünstreifen

zwischen Wald und Grundstücksflächen von der Waldfunktion ausgenommen bleibt.

Im vorliegenden Fall ist vereinbart worden (Besprechung am 05.08.2010),

 dass ein 5 m breiter Grünstreifen als Bestandteil des Waldabstandes die Bauflächen
abtrennt,

 dass in einer Breite von 15 m Sicherungsmaßnahmen durchgeführt werden, um die Ge-
fahr umstürzender Bäume zu vermeiden,

 dass mit geeigneten waldbaulichen Maßnahmen ein neuer Waldrand aufgebaut wird,
wobei in diesem Streifen befindliche junge und mittelalte Eichenexemplare in besonde-
rer Weise erhalten und gesichert werden sollen.

4 Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung

Im Rahmen der förmlichen Beteiligungsverfahren konnten alle Bedenken seitens der Behör-

den, der Träger öffentlicher Belange sowie der Bürger ausgeräumt werden. Im Zuge der er-

neuten Beteiligung ging nur noch eine Äußerung vom NABU Heidewald ein, in der die Aus-

gleichsfläche für die Ersatzaufforstung infrage gestellt wurde.

Die Ersatzaufforstungsmaßnahme selbst ist zwingend erforderlich. Alternative Flächen ste-

hen der Gemeinde derzeit nicht zur Verfügung. Am gewählten Standort für die Maßnahme

M3 wird daher festgehalten.
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5 Verfahrensablauf

Verfahrensschritt Zeitraum

Aufstellungsbeschluss nach § 2 (1) BauGB 01.12.2008

Frühzeitige Beteiligung nach §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange

Beteiligung der Öffentlichkeit

01.12.2009 (4 Wochen)

25.01.2010 bis 24.02.2010

Beteiligung nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange

Beteiligung der Öffentlichkeit

16.03.2001 (4 Wochen)

04.04.2011 bis 03.05.2011

Erweiterter Aufstellungsbeschluss nach § 2 (1) BauGB 28.02.2011

Erneute Beteiligung nach § 4a (3) BauGB

Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange

Beteiligung der Öffentlichkeit

09.10.2013 (2 Wochen)

28.10.2013 bis 11.11.2013

Satzungsbeschluss 02.12.2013

Einholung der Stellungnahmen der von der Ergänzung
betroffenen Öffentlichkeit nach § 4a (3) BauGB

07.02.2014

Erneuter Satzungsbeschluss 24.02.2014
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